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Text 

Verlust der Rechte als Speicherunternehmen 

§ 104a. (Verfassungsbestimmung) (1) Ein Speicherunternehmen verliert seine Rechte als 
Speicherunternehmen, wenn 

 1. die hierfür erforderlichen Verträge mit dem Betreiber der Speicheranlage, dem Eigentümer oder 
dem Verfügungsberechtigten des Speichers nicht mehr aufrecht sind, 

 2. der Netzanschluss oder Netzzugang an ein Marktgebiet gemäß § 12 Abs. 1 verloren geht, 

 3. das Unternehmen, seine zur Vertretung nach außen berufenen Personen oder verantwortliche 
Beauftragte gemäß § 9 VStG mindestens dreimal wegen vorsätzlicher Übertretung oder wegen 
Beihilfe zur Begehung einer Verwaltungsübertretung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
bestraft worden sind und nach der Eigenart der strafbaren Handlung und nach der Person des 
Bestraften die Begehung der gleichen oder einer ähnlichen Straftat bei der Ausübung der 
Funktion zu befürchten ist, 

 4. das Unternehmen in Zeiträumen, in denen eine Krisenstufe im Sinne des Art. 11 Abs. 1 der 
Verordnung (EU) 2017/1938 ausgerufen wurde, gegen die Bestimmungen des § 97 Abs. 1, § 101, 
§ 170 Abs. 26 verstößt, 

 5. das Unternehmen über einen Zeitraum von mindestens drei Monaten seine Pflichten gemäß § 105 
Abs. 1 Z 8 kontinuierlich nicht erfüllt oder 

 6. die Fortführung des Betriebs behördlich untersagt wurde oder allfällige sonstige gesetzliche 
Voraussetzungen für die Ausübung der Rechte als Speicherunternehmen nicht mehr vorliegen. 

(2) Der Verlust der Rechte als Speicherunternehmen ist, unbeschadet allfälliger zivilrechtlicher 
Entschädigungsansprüche, durch die Regulierungsbehörde mit Bescheid festzustellen. Beschwerden 
haben keine aufschiebende Wirkung. 
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(3) Im Fall einer Feststellung des Verlusts der Rechte eines Speicherunternehmens nimmt der 
Betreiber der Speicheranlage vorübergehend die Funktion des Speicherunternehmens wahr und kann sich 
zur Erfüllung seiner Aufgaben Dritter bedienen; dabei gilt für den technischen Betreiber § 9 sinngemäß. 
Der Betreiber der Speicheranlage hat unverzüglich alle Schritte zu setzen, um Verträge mit Unternehmen, 
welche in Hinkunft als Speicherunternehmen diese Speicherkapazitäten verwalten wollen, abzuschließen. 
§ 97 Abs. 1 gilt dabei sinngemäß. Diese Verträge sind auf höchstens drei Jahre zu befristen. Das 
verwaltende Speicherunternehmen hat die Kapazitäten, die aus dem Verlust der Rechte als 
Speicherunternehmen gemäß Abs. 2 resultieren, zu vermarkten und den Erlös, abzüglich einer 
angemessenen Bearbeitungsgebühr, an den Betreiber der Speicheranlage abzuführen. Dieser hat das somit 
vereinnahmte Speicherentgelt gegenüber dem ursprünglichen Speicherunternehmen höchstens bis zum 
Ausmaß des mit diesem vereinbarten Entgelts gegenzurechnen. Soweit Kapazitäten nicht vermarktet 
werden können, bleiben die Zahlungspflichten des ursprünglichen Speicherunternehmens gegenüber dem 
Betreiber der Speicheranlage vollinhaltlich aufrecht. Bestehende Speicherverträge mit Speichernutzern 
bleiben ebenso aufrecht. 

(4) Werden einem Speicherunternehmen seine Rechte gemäß Abs. 2 zu Unrecht aberkannt, hat es 
das Recht, in die gemäß Abs. 3 abgeschlossenen Verträge einzutreten, wobei die Befristung auf höchstens 
drei Jahre gemäß Abs. 3 entfällt. In diesem Fall ist demjenigen Speicherunternehmen, welches seiner 
vertraglichen Rechte verlustig geht, eine angemessene Entschädigung zu gewähren. 
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